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Einige Bemerkungen zum Entwurf eines Familiengesetzbuches
Von Dr. HILDE BENJAM IN, M inister der Justiz

Der Entwurf eines Familiengesetzbuches ist in 
seiner jetzt der Öffentlichkeit übergebenen Form in 
etwa zweijähriger Arbeit entstanden. Das betrifft 
jedoch nur die gegenwärtig vorliegende Fassung 
eines Familiengesetzbuches. An der neuen recht­
lichen Gestaltung unseres Familienrechts ist im 
wahrsten Sinne des Wortes von den ersten Tagen 
nach dem faschistischen Zusammenbruch, von den 
ersten Tagen der Entwicklung unseres staatlichen 
Neuaufbaus an gearbeitet worden. So hatte schon 
im Sommer und Herbst 1945 die damalige Abtei­
lung Justiz der Landesverwaltung Sachsen weit­
gehende Vorarbeiten unternommen, um alle die 
Bestimmungen, die der Gleichberechtigung der Frau 
entgegenstanden, aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
auszumerzen.

Hierin drückt sich aus, daß sich die Frauen 
bei dem Neuaufbau unserer Ordnung von Anfang 
an aktiv, zum Teil sogar führend, eingeschaltet ha­
ben, und daß nirgends Zweifel bestanden, daß un­
sere neu entstehende Demokratie die Gleichberech­
tigung der Frau in jeder Hinsicht konsequent ver­
wirklichen mußte.

So brachten auch die Verfassungen der Länder 
der sowjetischen Besatzungszone vom Jahre 1947 
nicht nur, wie es die Weimarer Verfassung tat, 
die Anerkennung der „grundsätzlichen“ Gleich­
berechtigung der Frau, sondern sie gingen weiter. 
Der Art. 22 der Verfassung des Landes Sachsen 
bestimmte, daß, gesetzliche Bestimmungen, die der 
Gleichberechtigung der Frau entgegenstehen, auf­
zuheben sind. Die gleiche Bestimmung enthielt der 
Art. 20 der Mecklenburger Verfassung. Auch die 
Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt stellte im 
Art. 22 die Frau auf allen Gebieten des staatlichen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens dem 
Manne gleich. Und wenn die Verfassungen der Län­
der Brandenburg und Thüringen nur allgemein die 
Gleichberechtigung aller Einwohner, Männer und 
Frauen, aussprachen, dann hatte das seinen Grund 
darin, daß diese beiden Verfassungen davon abge­
sehen hatten, überhaupt Bestimmungen über die 
Grundrechte aufzunehmen.

Die Frauenausschüsse, die erste Zusammenfas­
sung aller Frauen, aus deren Zusammenschluß dann 
der DFD erwuchs, führten 1947 in Berlin eine Ta­
gung durch, in der auch die Herbeiführung der 
rechtlichen Gleichberechtigung der Frau behandelt 
wurde.

Inzwischen hatte die Realisierung der ökonomi­
schen Gleichberechtigung der Frau einen bedeu­
tenden Schritt vorwärts getan: Dep Befehl Nr. 253 
der SMAD hätte schon im Jahre 1946 in der ehe­
maligen sowjetisch besetzten Zone den Frauen das 
Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit gegeben.

Von jener Tagung im Sommer 1947 ging ein sehr 
starker Impuls aus, und die Frage der gesetzlichen

Regelung der Gleichberechtigung der Frau wurde 
in großem Umfange diskutiert. Der DFD bildete 
eine zentrale Juristinnenkommission, die zu drei 
Hauptkomplexen Thesen ausarbeitete, und zwar 
zur Gleichberechtigung der Frau auf dem Gebiet 
der Allgemeinwirkungen der Ehe und des ehelichen 
Güterrechts, zur Gleichberechtigung der Frau als 
Mutter sowie zur rechtlichen Stellung des nichtehe­
lichen Kindes. Dabei entwickelte man eine solche 
Arbeitsmethode, daß die vorbereiteten Thesen zu­
nächst in der Kommission besprochen, dann von 
den Landesorganisationen in den einzelnen unteren 
Organisationen zur Diskussion gestellt wurden und 
das Ergebnis dieser Diskussion zur endgültigen 
Formulierung der Thesen in der zentralen Kommis­
sion führte. Die Arbeit wurde dann noch auf ein 
weiteres Arbeitsgebiet ausgedehnt, nämlich die 
Stellung des ehelichen Kindes1), wofür auf einer 
1949 durchgeführten Tagung des DFD, die sich mit 
der Stellung des Kindes im allgemeinen beschäf­
tigte, Thesen vorbereitet wurden. Das Ergebnis 
dieser Arbeit, an der inzwischen auch Mitarbeiter 
der damaligen Deutschen Justizverwaltung teil- 
nahmen, waren formulierte Thesen zu diesen vier 
Komplexen. Sie entsprachen im wesentlichen den 
in einer vom DFD herausgegebenen Broschüre 
„Vorschläge zum neuen deutschen Familienrecht“* 2) 
enthaltenen Forderungen, in denen bereits alle 
grundsätzlichen Fragen, die die Verwirklichung 
der Gleichberechtigung der Frau im Familienrecht 
betreffen, behandelt waren. Mit Genugtuung kön­
nen wir feststellen, daß in vielen Fragen, insbe­
sondere in denen, die die Allgemeinwirkungen der 
Ehe betreffen, die Lösungen fast unverändert in 
den vorliegenden Entwurf eingegangen sind.

Nachdem die Vorarbeiten für eine deutsche Ver­
fassung abgeschlossen waren, begannen im Jahre 
1948/49 die Ausschüsse des damaligen Volksrats mit 
Arbeiten auf ihren Fachgebieten. Der Ausschuß für 
Rechts- und Verfassungsfragen beschloß, sich mit 
der rechtlichen Stellung der Frau zu beschäftigen, 
und seinen Beratungen wurden die Thesen des DFD 
zugrunde gelegt. Sie wurden in einer Reihe von Sit­
zungen behandelt, diskutiert, zum Teil (beispiels­
weise bezüglich des Namensrechts der verheirateten 
Frau) erweitert und einstimmig angenommen.

Mit dem Inkrafttreten der Verfassung der Deut­
schen Demokratischen Republik wurde unmittelbar 
wirksam die Rechtsgrundlage für die Verwirk­
lichung der Gleichberechtigung der Frau geschaffen. 
Wir begrüßten die Klarheit und Eindeutigkeit, mit 
denen die Art. 30 und 144 ohne jeden Kompromiß 
festlegen, daß der Verfassung entgegenstehende Be­
stimmungen aufgehoben sind. Hiermit waren

J) vgl. Benjamin, „Uber die elterliche Gewalt“, NJ 1949 S. 81.
2) Benjamin, „Vorschläge zum neuen deutschen Familienrecht“, 

Deutscher Frauenverlag, Berlin 1949.
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